
Stellungnahme der Österreichischen ARGE Suchtvorbeugung
zum Ministerialentwurf 125/ME XXVIII. GP

Bundesgesetz, mit dem das Glücksspielgesetz und das Telekommunikationsgesetz 2021 geändert
wird

(Glücksspielreformgesetz 2026)

Vorbemerkung zur Begutachtungsfrist
Die Begutachtungsfrist ist angesichts des Umfangs und der fachlichen Tragweite des
Regelungsvorhabens nicht angemessen. Die faktisch zur Verfügung stehende Frist von rund zwölf
Arbeitstagen ermöglicht keine umfassende fachliche, rechtliche und gesundheitspolitische Prüfung.
Nach § 9 WFA-Grundsatz-Verordnung wäre grundsätzlich eine Begutachtungsfrist von mindestens
sechs Wochen vorzusehen.

1. Grundsätzliche Beurteilung
Der Entwurf enthält einzelne notwendige Instrumente, insbesondere ein anbieterübergreifendes
Sperrregister für bestimmte Bereiche, ein Aufsichtssystem für Online-Glücksspiel, technische
Maßnahmen gegen illegale Angebote sowie Vorgaben zu Limitierungen und Datennutzung. Er löst
jedoch die zentralen strukturellen Defizite des österreichischen Glücksspiel- und Wettwesens nicht.

Die Österreichische ARGE Suchtvorbeugung hat bereits in ihrem Positionspapier zu Glücksspiel und
Sportwetten ein integriertes Gesamtmodell gefordert. Einzelmaßnahmen sind nur dann wirksam,
wenn sie in einen kohärenten Rechts- und Vollzugsrahmen eingebettet werden. Dazu gehören eine
unabhängige Aufsicht, ein spielform- und anbieterübergreifendes Spieler*innenschutzsystem, die
Einbeziehung von Sportwetten, eine zweckgebundene Finanzierung sowie unabhängige Forschung
und Evaluation.

Die vorliegende Novelle bleibt hinter diesem Erfordernis zurück. Unterschiedliche Schutzstandards
zwischen Online-Glücksspiel, Landesausspielungen und Spielbanken bleiben bestehen. Sportwetten
werden nicht einbezogen. Die Marktöffnung im Online-Bereich wird nicht durch ein ausreichend
strenges und unabhängiges Schutzsystem flankiert.

Aus Sicht der Suchtprävention ist Glücksspielregulierung als Public-Health-Aufgabe zu gestalten.
Glücksspielbezogene Schäden entstehen nicht erst bei einer diagnostizierten Suchterkrankung. Sie
umfassen bereits bei riskantem und problematischem Spielverhalten finanzielle, gesundheitliche,
familiäre und soziale Folgen sowie Folgekosten für das Gesundheits- und Sozialsystem.



2. Zentrale Forderungen

2.1 Glücksspiel und Sportwetten in einem einheitlichen
Rechtsrahmen regulieren
Sportwetten sind aufgrund ihres Suchtpotenzials, ihrer Produktgestaltung, ihrer Vermarktung und
ihrer Nutzungsdynamik mit anderen Glücksspielangeboten vergleichbar. Die Aufteilung der
Zuständigkeiten auf Bund und Länder führt zu unterschiedlichen Schutzstandards und
Vollzugslücken. Erforderlich ist ein bundesweit einheitlicher Rechtsrahmen für Glücksspiel und
Sportwetten. Dieser muss einheitliche Vorgaben zu Altersgrenzen, Werbung, Sperren, Limits,
Früherkennung, Datennutzung, Aufsicht und Sanktionen enthalten.

2.2 Unabhängige Glücksspielaufsicht und gesundheitspolitische
Verankerung
Die Aufsicht muss institutionell und funktional von fiskalischen Interessen getrennt sein. Erforderlich
ist eine weisungsfreie, ausreichend ausgestattete Bundesbehörde mit Zuständigkeit für
Konzessionierung, Marktaufsicht, Kontrolle, Sanktionen, Datenauswertung und Vollzug. Ergänzend ist
ein operatives Kompetenzzentrum für den Spieler*innenschutz vorzusehen. Die
gesundheitspolitische Fachverantwortung für Spieler*innenschutz darf nicht ausschließlich im
Finanzressort verbleiben.

2.3 Einheitliches Spieler*innenschutzkonto für alle Anbieter und
Spielformen
Sperren, gesetzliche Limits, freiwillige Limits und Risikointerventionen müssen über ein zentrales,
personenbezogenes Spieler*innenschutzkonto verwaltet werden. Das System muss Online-
Glücksspiel, Automatenglücksspiel, Spielbanken und Sportwetten umfassen. Teilregister für einzelne
Marktsegmente ermöglichen Ausweichbewegungen und gewährleisten keinen wirksamen Schutz.

2.4 Anbieter- und spielformübergreifende Einzahlungs- und
Verlustlimits
Die vorgesehenen Einzahlungslimits sind zu hoch angesetzt und nicht über alle Glücksspielbereiche
hinweg wirksam. Dadurch verhindern sie Ausweichverhalten – etwa den Wechsel auf andere
Spielformen oder zu terrestrischen Anbietern – nicht ausreichend. Ein wirksamer Schutz setzt
hingegen ein personenbezogenes Gesamtlimit voraus, das nicht parallel bei mehreren Anbietern und
Spielformen ausgeschöpft werden kann. Darüber hinaus ist ein verbindliches Verlustlimit vorzusehen,
das mit personalisierten Feedback-Nachrichten (etwa bei Erreichen von 80 % des Verlustlimits)
verknüpft wird. Solche Rückmeldungen fördern nachweislich die Reflexion des eigenen
Spielverhaltens und erhöhen die Aufmerksamkeit für die persönlichen Ausgaben. Einzahlungslimits
bilden lediglich den Mittelzufluss ab, nicht jedoch den tatsächlichen Verlust, und entfalten damit ein



deutlich schwächeres Signal als Verlustlimits. Die Gefährdung des Existenzminimums darf nicht der
Schwellenwert sein, ab dem Schutzmaßnahmen einsetzen; zu diesem Zeitpunkt sind in der Regel
bereits erhebliche finanzielle und soziale Schäden eingetreten.

2.5 Verbindliche Früherkennung mit abgestuften Interventionen
Anbieter müssen verpflichtet werden, riskante Spielverläufe anhand einheitlicher Indikatoren zu
erkennen. Dazu zählen unter anderem lange oder nächtliche Spielzeiten, steigende Einsätze,
Verlustnachjagen, häufige Einzahlungen, wiederholte Limitänderungen und parallele Nutzung
mehrerer Angebote. Bei definierten Risikoschwellen müssen abgestufte Maßnahmen ausgelöst
werden: personalisiertes Feedback, Spielpause, Limitreduktion, Kontaktaufnahme, Beratungshinweis
und erforderlichenfalls Sperre.

2.6 Einheitliche Schutzstandards für Spielbanken
Schutzbestimmungen für Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten müssen gleichermaßen für
Automaten in Spielbanken gelten. Dies betrifft insbesondere Höchsteinsätze, Mindestspieldauer,
Selbstlimitierung, Abkühlphasen, Einsicht in das Spielverhalten, Feedbacktools und Früherkennung.
Unterschiedliche Schutzniveaus für technisch vergleichbare Produkte sind sachlich nicht
gerechtfertigt.

2.7 Werbung gesetzlich klar und restriktiv begrenzen
Der Begriff des verantwortungsvollen Maßstabs ist zu unbestimmt (§ 31d). Erforderlich sind klare
gesetzliche Verbote und Gebote. Werbung darf Glücksspiel nicht als normale Freizeitaktivität,
sozialen Erfolg, Einkommensquelle oder Lösung finanzieller Probleme darstellen. Boni, Gratiswetten,
zeitlicher Druck, personalisierte Werbung an Risikospieler*innen sowie Influencer- und Affiliate-
Marketing sind besonders streng zu regulieren. Für digitale Werbung müssen wirksame Kontroll- und
Entfernungsverfahren vorgesehen werden.

2.8 Zweckgebundene Finanzierung sicherstellen
Ein festgelegter Anteil der Glücksspielabgaben und der Beiträge der Konzessionär*innen ist
dauerhaft für Prävention, Früherkennung, Beratung, Behandlung, Nachsorge, Forschung und Vollzug
zu widmen. Die Mittel müssen ausreichend, planbar und unabhängig von kurzfristigen
Förderentscheidungen verfügbar sein. Spieler*innenschutz darf nicht aus freiwilligen Leistungen der
Glücksspielwirtschaft finanziell abhängig werden. Darüber hinaus entfällt in § 1 Abs. 4 GSpG-E die
bisher ausdrücklich genannte finanzielle Unterstützung des Spieler*innenschutzes als Aufgabe der
Stelle für Spieler*innenschutz. Aus dem Entwurf geht nicht eindeutig hervor, ob lediglich die
Finanzierung der Stelle erweitert werden soll oder ob die Stelle auch weiterhin Maßnahmen des
Spieler*innenschutzes finanziell unterstützen soll. Dies sollte ausdrücklich klargestellt werden.



2.9 Evaluation der Reform
Die im Entwurf vorgesehenen Evaluierungen sind unzureichend, da wesentliche Aspekte des
Spieler*innenschutzes und der gesundheitlichen Auswirkungen der Reform nicht systematisch erfasst
werden und keine verpflichtende unabhängige wissenschaftliche Evaluation vorgesehen ist. Die
Auswirkungen der Reform sind durch unabhängige wissenschaftliche Einrichtungen zu evaluieren. Zu
untersuchen sind insbesondere Prävalenz und Schwere glücksspielbezogener Probleme, Verluste,
Verschuldung, Nutzung von Sperren und Limits, Werbewirkungen, Produktverschiebungen,
Kanalisierung, Entwicklung des illegalen Marktes sowie gesundheitliche und soziale Folgekosten. Die
Berichte sind zu veröffentlichen und müssen Grundlage verbindlicher Nachsteuerungen sein.

2.10 Neue digitale Produkte
Die Glücksspieldefinition ist technologieneutral weiterzuentwickeln. Prognosemärkte, Lootboxen und
vergleichbare Produkte sind nach ihrer tatsächlichen Funktionsweise, ihren monetären Anreizen und
ihrem Suchtpotenzial zu beurteilen. Regulatorische Lücken aufgrund formaler Produktbezeichnungen
sind zu vermeiden.

2.11 Institutionalisierte Vernetzung
Institutionalisierte Vernetzungsstrukturen zwischen Bund und Ländern fehlen. Regelmäßige
Austausch- und Koordinationsformate würden eine raschere Umsetzung von Maßnahmen, mehr
Transparenz und Einheitlichkeit sowie eine höhere Qualität des Vollzugs fördern.

2.12 Schulungs- und Präventionsmaßnahmen
Die flächendeckende Umsetzung standardisierter Fortbildungsmaßnahmen durch qualifizierte bzw.
zertifizierte Trainer*innen für relevante Zielgruppen (z. B. Mitarbeiter*innen von Glücksspiel- bzw.
Sportwettenanbietern, Behörden, Justiz, Bankwesen) fehlt. Ebenso mangelt es an der verbindlichen
Verankerung qualitätsgesicherter Präventionsprogramme unter Einsatz evidenzbasierter Methoden,
Materialien und digitaler Technologien.

3. Zu einzelnen Bestimmungen des Entwurfs

3.1 §§ 13 und 14 GSpG-E – Konzessionssystem für Online-Glücksspiel
Die Zulassung mehrerer legaler Online-Anbieter erhöht Verfügbarkeit, Wettbewerb und
voraussichtlich auch Werbedruck. Eine Marktöffnung ist aus Public-Health-Sicht nur vertretbar, wenn
der regulierte Markt nachweislich ein deutlich höheres Schutzniveau gewährleistet als illegale
Angebote. Dafür sind strenge Produktvorgaben, niedrige Gesamtlimits, ein vollständiger
Sperrverbund, verbindliche Früherkennung, restriktive Werbung und unabhängige Evaluation
erforderlich. Diese Voraussetzungen sind im Entwurf nicht ausreichend umgesetzt.



3.2 § 31g GSpG-E – Sperrregister und Statistik-Register
Ein zentrales Sperrregister ist erforderlich, muss jedoch alle relevanten Glücksspiel- und
Wettangebote erfassen. Pseudonymisierte Daten sind unabhängigen wissenschaftlichen
Einrichtungen unter klaren datenschutzrechtlichen Bedingungen zugänglich zu machen.
Auswertungen zu Sperrdauer, Sperrgründen, Umgehungsversuchen, Rückfällen und Wirkung des
Systems sind regelmäßig zu veröffentlichen.

3.3 § 31h GSpG-E – Online-Glücksspiel-Aufsichtssystem
Das Aufsichtssystem darf nicht nur der behördlichen Kontrolle dienen, sondern muss die technische
Grundlage für anbieterübergreifende Limits, Früherkennung und unabhängige Forschung bilden.
Datenstandards, Übermittlungsfrequenz, Prüfrechte und Sanktionen bei unvollständigen oder
fehlerhaften Daten sind verbindlich zu regeln.

3.4 § 5 Abs. 4 Z 10 bis 12 und § 13 Abs. 4 GSpG-E – Selbstlimitierung,
Einsicht und Limits
Die Einsicht in das eigene Spielverhalten muss mindestens Spielzeit, Einzahlungen, Einsätze,
Gewinne, Verluste, Nettoverluste, Anzahl der Spielvorgänge, Limitänderungen und Sperrereignisse
umfassen. Feedbacktools müssen für alle Spieler*innen verpflichtend und mit konkreten
Schutzoptionen verbunden sein. Limitierungen dürfen nicht erst ab 2031 wirksam werden.

3.5 § 5 Abs. 4 Z 12 und § 13 Abs. 4 GSpG-E – Junge Erwachsene
konsequent schützen
Für junge Erwachsene müssen bis mindestens zum vollendeten 26. Lebensjahr niedrigere Limits ohne
frühzeitige Ausnahmemöglichkeit gelten. Durch die vorgesehene Anhebung bereits ab dem
vollendeten 23. Lebensjahr werden junge Erwachsene als besonders vulnerable Zielgruppe (vgl.
Strizek et al. 2021) nicht ausreichend geschützt. Die Limitanhebung erfolgt zu einem Zeitpunkt, an
dem das Risiko für problematisches und pathologisches Spielverhalten weiterhin erhöht ist.
Limiterhöhungen dürfen nur nach strengen, gesetzlich definierten und behördlich kontrollierten
Kriterien zulässig sein.

3.6 § 5 Abs. 5 GSpG-E – Spielverlauf und Abkühlphasen
Die vorgesehene Spielunterbrechung nach 90 Minuten darf nicht durch einen Wechsel zu einem
anderen Gerät, Anbieter oder Produkt umgangen werden können. Während der Pause darf keine
Bewerbung anderer Glücksspielangebote erfolgen. Hinweise müssen die individuelle Spielbilanz,
Möglichkeiten zur Limitreduktion und Sperre sowie Kontaktdaten unabhängiger Beratungsstellen
enthalten. Die technischen Standards müssen auch für Automaten in Spielbanken gelten.



3.7 § 5 Abs. 5 lit. a Z 6 und lit. b Z 6 GSpG-E – Jackpot-Verbot
beibehalten
Der Wegfall des Jackpot-Verbots ist aus suchtpräventiver Sicht abzulehnen. Jackpots verstärken die
Attraktivität durch die Aussicht auf hohe, zufallsabhängige Gewinne und können längere Spielzeiten
sowie höhere Einsätze begünstigen. Das Verbot ist beizubehalten beziehungsweise wieder
aufzunehmen.

3.8 § 5 Abs. 1 GSpG-E – Keine Automaten in Einzelaufstellung
Einzelaufstellungen erhöhen Sichtbarkeit, Alltagsnähe und spontane Verfügbarkeit von Glücksspiel.
Sie senken die Zugangsschwelle und fördern die Normalisierung im öffentlichen Raum.
Glücksspielautomaten sollten ausschließlich in eigenständigen, klar abgegrenzten Betriebsstätten
zugelassen werden. Bestehende strengere landesrechtliche Regelungen dürfen durch die Novelle
nicht unterlaufen werden.

3.9 §§ 5 Abs. 4 Z 9, 16 Abs. 15 und 26 Abs. 3 GSpG-E –
Spielsuchtpotenzialanalysen unabhängig durchführen
Spielsuchtpotenzialanalysen dürfen nicht durch Konzessionär*innen selbst erstellt oder gesteuert
werden. Methodische Mindeststandards, Auswahl der wissenschaftlichen Einrichtungen,
Datenzugang und Veröffentlichungspflichten sind verbindlich festzulegen. Die Ergebnisse müssen
regulatorische Folgen haben können, etwa Auflagen, technische Anpassungen,
Vertriebsbeschränkungen oder die Nichtzulassung besonders riskanter Produkte.

3.10 § 31b Abs. 10 und 11 GSpG-E – Testkäufe
Testkäufe durch Konzessionär*innen selbst sind aufgrund des Interessenkonflikts nicht ausreichend.
Erforderlich sind regelmäßige, standardisierte und unabhängige Testkäufe im Auftrag der
Aufsichtsbehörde. Qualifizierte Suchtpräventionsstellen der Länder sollen mit der Durchführung
beauftragt werden können. Ergebnisse und daraus folgende Sanktionen sind transparent zu
dokumentieren.

3.11 §§ 56a bis 56e GSpG-E – Maßnahmen gegen illegales Online-
Glücksspiel
IP-Blocking, Payment-Blocking und Stop-Pages sind konsequent, rasch und laufend aktualisiert
umzusetzen. Stop-Pages sollen neben der Information über die Unzulässigkeit des Angebots auch
Hinweise auf Sperrmöglichkeiten und unabhängige Beratungsangebote enthalten. Die Wirksamkeit
der Maßnahmen ist anhand transparenter Kennzahlen zu evaluieren.



3.12 §§ 14 Abs. 8, 23 Abs. 2, 56a ff. GSpG-E – Sanktionen
Fixe Höchststrafen entfalten gegenüber großen Unternehmensgruppen häufig keine hinreichende
abschreckende Wirkung. Sanktionen sollen umsatzabhängig ausgestaltet sein. Zusätzlich ist der durch
rechtswidriges Verhalten erzielte wirtschaftliche Vorteil abzuschöpfen. Wiederholte oder
systematische Verstöße gegen Spieler*innenschutzbestimmungen müssen Auswirkungen auf
Konzession und Zuverlässigkeitsprüfung haben.

4. Erforderliche Mindeständerungen
 Einbeziehung der Sportwetten in einen bundesweit einheitlichen Regulierungs- und

Aufsichtsrahmen;
 unabhängige, weisungsfreie und ausreichend ausgestattete Glücksspielaufsicht;
 ein zentrales Spieler*innenschutzkonto für alle Anbieter und Spielformen;
 anbieter- und spielformübergreifende Einzahlungs-, Verlust- und Zeitlimits;
 ein vollständiger Sperrverbund und ein verbindliches Früherkennungssystem;
 einheitliche Schutzstandards für Online-Angebote, Landesausspielungen und

Spielbanken;
 keine Automaten in Einzelaufstellung und keine Absenkung bestehender

landesrechtlicher Schutzstandards;
 Beibehaltung des Jackpot-Verbots;
 unabhängige Spielsuchtpotenzialanalysen und unabhängige Nutzung der Aufsichtsdaten;
 klare und restriktive gesetzliche Werbevorgaben;
 umsatzabhängige Sanktionen und Vorteilsabschöpfung;
 dauerhafte Zweckwidmung von Mitteln für Prävention, Beratung, Behandlung,

Nachsorge, Forschung und Vollzug;
 regelmäßige unabhängige Testkäufe und Veröffentlichung zentraler Vollzugs- und

Evaluationsdaten;
 technologieneutrale Regulierung neuer Glücksspiel- und Wettformen.

5. Schlussfolgerung
Die Reform darf nicht auf die Legalisierung und technische Kontrolle zusätzlicher Online-Angebote
reduziert werden. Eine Ausweitung des legalen Marktes ist nur dann vertretbar, wenn gleichzeitig ein
geschlossenes, unabhängiges und nachweislich wirksames Spieler*innenschutzsystem geschaffen
wird. Der vorliegende Entwurf erfüllt diese Voraussetzung in zentralen Punkten nicht. Ohne
substanzielle Nachbesserungen ist nicht gewährleistet, dass glücksspielbezogene Schäden verringert
werden; vielmehr besteht das Risiko einer höheren Verfügbarkeit, eines verstärkten Werbedrucks
und einer zusätzlichen gesundheitlichen und sozialen Belastung.

Österreichische ARGE Suchtvorbeugung
Wien, 15.07.2026


